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Betrifft: VD-656/178-2025; Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Tiroler 
Feuerpolizeiordnung 1998 geändert wird, Stellungnahme 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Seitens des Tiroler Gemeindeverbandes bedanke ich mich eingangs für die frühzeitige 
Einbindung in den Gesetzwerdungsprozess. Zum übermittelten Entwurf eines 
Gesetzes, mit dem die Tiroler Feuerpolizeiordnung 1998 geändert werden soll, darf 
inhaltlich Folgendes ausgeführt werden: 
 
Die Tiroler Feuerpolizeiordnung stellt eine zentrale Rechtsvorschrift im 
Zuständigkeitsbereich der Gemeinden dar. Insbesondere die Durchführung von 
Feuerbeschauen ist mit einem erheblichen organisatorischen, personellen und 
finanziellen Aufwand verbunden. Die Wahrnehmung dieser behördlichen Aufgaben 
stößt zudem häufig auf eine geringe Akzeptanz seitens der Gebäude- bzw. 
Betriebsinhaber und wird vielfach als bloße Kontrollmaßnahme empfunden. 
Entsprechend schwierig gestalten sich Nachkontrollen, da festgestellte Mängel oftmals 
nicht behoben werden. Darüber hinaus treten im Zuge der Feuerbeschauen 
regelmäßig auch baurechtlich relevante Mängel zutage. Der daraus resultierende 
Verwaltungsaufwand für die Gemeinden ist daher beträchtlich. 
 
Der Tiroler Gemeindeverband ist daher seit Jahren bestrebt, eine sachgerechte 
Novellierung dieser Rechtsvorschrift zu erreichen, um bei gleichbleibendem 
Schutzniveau die Verwaltungseffizienz zu erhöhen. 
 
Die gesetzliche Einschränkung der Feuerbeschau auf bestimmte gefahrengeneigte 
Gewerbebetriebe wird ausdrücklich begrüßt und entspricht einer langjährigen 
Forderung der kommunalen Interessenvertretung. Ebenso wird die Neuregelung der 
Hauptüberprüfung positiv bewertet. Sowohl die Verlängerung der Frist für die 
Hauptüberprüfung von fünf auf sieben Jahre als auch die neue Befugnis des 
Rauchfangkehrers zur Mängelbehebung leisten einen Beitrag zur Entlastung der 
Gemeindeverwaltungen. 



 
Die unter Punkt C. der Erläuterungen dargestellte Reduktion des 
Verwaltungsaufwandes ist aus Sicht der Gemeinden dennoch eher theoretischer 
Natur, da aufgrund eingangs geschilderter Rahmenbedingungen interne 
Prioritätensetzungen häufig anders erfolgen müssen. Es kann daher nicht davon 
ausgegangen werden, dass bislang freie Ressourcen tatsächlich für die regelmäßige 
Kontrolle von nicht brandgefährdeten Büros o. Ä. zur Verfügung standen. 
 
Im Einzelnen wird zu den vorgesehenen Änderungen wie folgt Stellung genommen: 
 
Zu § 7 – Brandschutz für besondere Betriebe und bauliche Anlagen: 
 
In den Erläuternden Bemerkungen zu Z 8 und 9 (§ 7 Abs. 1, 2, 3 und 6) wird ausgeführt, 
dass auf die besondere Gefährlichkeit von IPPC-Anlagen und Seveso-Betrieben 
hingewiesen werden soll, die unter die besonders brandgefährdeten Betriebe zu 
subsumieren sind. Daraus könnte auf eine taxative Aufzählung besonders 
brandgefährdeter Betriebe geschlossen werden, was sich jedoch aus dem neu 
gefassten § 7 Abs. 2 lit. a bis d nicht eindeutig ergibt. Die Verwendung des Begriffs 
„Betriebe, die besonders brandgefährdet sind“, bleibt somit weiterhin unbestimmt. 
 
Auch § 7 Abs. 2 lit. d in der vorliegenden Fassung wird in der Vollzugspraxis 
Schwierigkeiten bereiten. Die beispielhafte und offen formulierte Aufzählung („und 
dergleichen“) sowie die auslegungsbedürftigen Begriffe („große Büro- und 
Geschäftsgebäude“, „besondere Gefährdung der darin befindlichen Personen“) 
werden im Entwurf nicht näher konkretisiert und bleiben daher weiterhin mit 
erheblichen Auslegungsunsicherheiten behaftet. 
 
Im § 7 Abs. 3 des Entwurfes dürfte es sich beim Verweis auf Abs. 2 lit. c und d um ein 
Redaktionsversehen handeln, da offenbar ein Verweis auf den neuen Abs. 1 lit. c und 
d beabsichtigt ist. 
 
Der in § 7 Abs. 2 lit. d verwendete Hochhausbegriff bzw. der Begriff „großes Büro- und 
Geschäftsgebäude“ sollte an die Definitionen des § 16 Abs. 1 lit. j und m angeglichen 
werden. Dies würde zu einer einheitlichen und rechtssicheren Auslegung beitragen. 
 
Zu § 16 und § 17 – Umfang und Organisation der Feuerbeschau: 
 
Die Einschränkung der Feuerbeschau auf bestimmte gefahrengeneigte 
Gewerbebetriebe wird begrüßt. Aufgrund der vorgesehenen Änderungen ist jedoch 
eine umfangreiche und zeitintensive Vorprüfung der jeweiligen Bauakten 
(Verkaufsflächen, Brandschutzeinrichtungen etc.) erforderlich, um beurteilen zu 
können, ob und in welchen Intervallen eine Feuerbeschau durchzuführen ist. 
Begleitende Schulungs- und Unterstützungsmaßnahmen für die Gemeinden durch das 
Land erscheinen daher unerlässlich. 
 
Eine aktuelle Bescheinigung über eine Prüfung nach § 82b GewO 1994 liegt den 
Gemeindebehörden in der Praxis nur selten vor. Es wird daher angeregt, dass diese 
Bescheinigungen den Gemeinden künftig unaufgefordert von den Gewerbebehörden 
übermittelt werden. Darüber hinaus wäre ein einheitlicher Vollzug der einschlägigen 
gewerberechtlichen Bestimmungen durch sämtliche Bezirkshauptmannschaften 
anzustreben. Auf Basis des § 19 Abs. 1 Tiroler Gemeindeordnung 2001 und in 



Anlehnung an die baupolizeiliche Übertragungsverordnung sollte zudem geprüft 
werden, ob bei gewerblichen Betriebsanlagen die Aufgaben nach der Tiroler 
Feuerpolizeiordnung 1998 auf die Gewerbebehörden übertragen werden können. 
 
Zu § 16 Abs. 1 lit. g stellt sich die Frage, ob eine Feuerbeschau in 
Beherbergungsbetrieben mit mehr als zehn Betten im Sechsjahresintervall (bzw. 
gemäß Abs. 2 lit. c bei weniger als zehn Betten im Zwölfjahresintervall) tatsächlich 
erforderlich ist. Davon wären auch zahlreiche Gebäude mit nur wenigen 
Ferienwohnungen oder Apartments betroffen. § 16 Abs. 2 lit. c könnte ersatzlos 
entfallen. Die „Zehn-Betten-Grenze“ in Abs. 1 lit. g sollte deutlich angehoben werden. 
Generell wäre eine klare Definition des Begriffs „Beherbergungsbetrieb“ in den 
Erläuternden Bemerkungen wünschenswert. Insbesondere sollte klargestellt werden, 
dass die Privatzimmervermietung nicht als Beherbergungsbetrieb im Sinne dieser 
Bestimmung gilt. 
 
Die in § 16 Abs. 7 lit. g getroffenen Verweise auf § 7 sind redaktionell an die geänderte 
Absatzstruktur des § 7 anzupassen.  
 
Zu § 17 Abs. 2 lit. c des Entwurfes ist festzuhalten, dass der Verweis auf § 32 Abs. 12 
lit. a oder b TBO 2022 unzutreffend ist, da diese Bestimmung ausschließlich die für die 
in Abs. 8 genannten Sonderfachgebiete (insbesondere Wildbach- und 
Lawinenverbauung, Geologie, Bodenmechanik und Wasserbau) heranzuziehenden 
Sachverständigen betrifft. Sie stellt daher keine geeignete Grundlage für die 
Qualifikation hochbautechnischer Sachverständiger dar. Maßgeblich sind vielmehr die 
in § 32 Abs. 10 lit. a bis d TBO 2022 genannten Befugnisse, deren uneingeschränkte 
Heranziehung für eine praktikable Rechtsanwendung erforderlich ist. 
 
Was die Verpflichtung der Gemeinden zur Errichtung von Anlagen zur Löschwasser- 
und Löschmittelversorgung nach § 21 betrifft, sollte klargestellt werden, dass diese 
Verpflichtung ausschließlich für „Hauptsiedlungsgebiete“ besteht. Dies entweder 
bereits in Abs. 1 der Bestimmung selbst oder zumindest in den Erläuternden 
Bemerkungen. 
 
Abschließend darf auf die Stellungnahmen in der Anlage zu diesem Schreiben 
verwiesen werden und wird gleichzeitig ersucht, die entsprechenden Vorbringen zu 
berücksichtigen. 
 
Ich sowie meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Tiroler Gemeindeverband stehen 
für Rückfragen jederzeit gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

BGM Karl-Josef Schubert 
Präsident des Tiroler Gemeindeverbandes 



 

 

Ergeht an: 
 
alle Gemeinden, zur Kenntnisnahme; 
 
Abteilung Verfassungsdienst beim Amt der Tiroler Landesregierung, per Mail; 
 
LRin Astrid Mair, BA MA, per Mail; 
 
FLGT – Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Tirols z.H. Herrn 
Landesobmann Mag. Bernhard Scharmer, per Mail zur Kenntnisnahme; 
 
 


